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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
BAO Flüchtlinge

„Polizeiliche Herausforderung ist  
mit keiner vergleichbar“

Heiko Hüttmann berichtet über „BAO Flüchtlinge“ – GdP kritisiert mangelnde  
Wertschätzung der Landesregierung für die Polizei

Westerrönfeld/tg – Die Arbeit der 
„BAO Flüchtlinge“ war Gegenstand 
einer Landesvorstandssitzung, in der 
Heiko Hüttmann in einem rund ein-
stündigen Austausch den Landesvor-
stand um den Vorsitzenden Manfred 
Börner über die aktuelle Lage und den 
Sachstand in der BAO unterrichtete, 
sich aber auch zu den Perspektiven 
äußerte. Zum 1. Oktober war der Lei-
ter der Polizeidirektion Lübeck nach 
Kiel gewechselt, um in der Leitung der 
BAO zu unterstützen. Gemeinsam mit  
Thomas Schettler ist Hüttmann einer 
von drei Leitenden Polizeidirektoren, 
die die BAO Flüchtlinge lenken.

Auftrag der BAO seien die Akquise 
und die Aufstellung von Landesunter-
künften als Unterstützung für das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten, 
so Hüttmann. „Sie ist aber nicht für den 
Betrieb der Landesunterkünfte verant-
wortlich und auch nicht vorgesetzte 
Dienststelle für die dort eingerichteten 
Polizeistationen“, unterstrich er. Aber 
auch ohnedies sei die Herausforderung 
beträchtlich. Gleichzeitig gab der Lei-
tende Polizeidirektor eine Übersicht der 
gegenwärtigen Liegenschaften und de-
ren Belegzahlen, stellte die Herkunfts-
länder der Flüchtlinge dar. Letztlich 
stünde eine Zahl von fast 60 000 Flücht-
lingen zu Buche, die bis zum Ende 2015 
in Schleswig-Holstein unterzubringen 
seien. Hüttmann resümierte aus Polizei-
sicht: „Wir können stolz sein, was wir in 
der BAO auf die Beine gestellt haben“,  
konstatierte er. Mit Blick nach vorn stell-
te Hüttmann fest, dass die BAO abseh-
bar bis auf Weiteres benötigt werde. 
Und für die Polizei wachse die polizeili-
che Lage mit Blick auf Straftaten von 
Asylbewerbern und gegen Asylbewer-
ber. Auch Ausschreitungen in größeren 
Unterkünften wie auch Demonstratio-
nen und die Gefahr durch den islamisti-
schen Terrorismus würden die Landes-
polizei weiter in besonderem Maße 
fordern. Und eine weitere schwierige 

Aufgabe mit einem gesteigerten Kon-
fliktpotenzial würde auf die Polizei zu-
kommen, wenn diese im Rahmen der 
Amtshilfe zunehmend bei der Umset-
zung von  Abschiebungen herangezo-
gen werde. Schwarzmalerei wollte 
Hüttmann nicht betreiben.  Er gab je-
doch zu bedenken: „Die Landespolizei 
hat schon viele Herausforderungen ge-
meistert, aber diese ist in Quantität und 
Qualität mit keiner vergleichbar“, so der 
Leitende Polizeidirektor.

Am Ende brachte Manfred Börner die 
GdP-Auffassung auf den Punkt. „Die 
Polizei muss sich sobald wie möglich 
aus der BAO zurückziehen, denn die 
vielen Kräfte werden bei ihren Dienst-
stellen dringend benötigt“, sagte Börner 
unter Hinweis auf den zu dünnen Perso-
nalkörper bei der Landespolizei. Den-
noch zeige die Landespolizei im Zusam-
menhang mit der Flüchtlingsdramatik, 
dass sich die Menschen in Schleswig-
Holstein auf sie verlassen könnten. Das 
werde von der Landesregierung aus 
SPD, Die Grünen und den SSW außer 

mit öffentlichkeitswirksamen Lippenbe-
kenntnissen nicht honoriert. So werde 
vom Stellenabbau nach wie vor nicht 
abgerückt. Als Dank werde die Landes-
polizei sogar noch als Ausdruck tiefen 
Misstrauens mit der Einführung eines 
von den Grünen geforderten Polizeibe-
auftragten „belohnt“. Oben drauf seien 
auch die Beförderungsperspektiven in 

der Polizei nach wie vor indiskutabel. 
„Dass ab sofort Polizisten im mittleren 
Dienst nach ihrer Ausbildung zum Poli-
zeiobermeister ernannt werden, muss 
sich auch positiv auf die auswirken, die 
bereits seit Jahren hochmotiviert im Ein-
satzdienst das Gesicht der Landespoli-
zei prägen und deren großes Ansehen 
und Vertrauen in der Bevölkerung er-
worben haben. „Sie haben es verdient, 
dass sich die Veränderungen bei der 
Einstellung auch positiv auf ihre Pers-
pektiven auswirken. Alles andere wäre 
ungerecht und führt verständlicherwei-
se schon jetzt zu großem Frust unter den 
Kolleginnen und Kollegen, die im Be-
reich der Inneren Sicherheit täglich die 
Kohlen aus dem Feuer holen“, so der 
GdP-Landesvorsitzende. Die erhöhte 
Zahl von Beförderungen zu Polizei-
hauptmeisterinnen und -hauptmeistern 
zum 1. Januar sei zwar ein Signal, letzt-
lich aber nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Hier erwartet die GdP, dass es be-
reits zum nächsten Beförderungstermin 
am 1. Juli zu einer merklichen Zahl von 
Anhebungen im mittleren Polizeivoll-
zugsdienst kommt. „Wir werden auch in 
Zukunft nicht nachlassen, in Gespräch 
mit den Regierungsverantwortlichen 
um Ministerpräsident Albig als auch der 
Opposition auf dieses Missverhältnis 
hinzuweisen und spürbare Verbesse-
rungen einzufordern“, unterstrich Man-
fred Börner.�  Thomas Gründemann

Der GdP-Landesvorsitzende Manfred Börner 
mit Heiko Hüttmann bei der anschließenden 
Diskussion.

Der Leitende Polizeidirektor Heiko Hüttmann 
brachte dem Landesvorstand die „BAO 
Flüchtlinge“ näher.� Fotos (2): Gründemann 
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„Landesregierung kann beweisen, dass sie  
Polizisten gesundheitsschonend entlastet“

Belastungskonferenz der GdP zeigt Wirkung

Kiel – Vor einigen Monaten hat In-
nenminister Studt in der Landespolizei 
eine Arbeitsgruppe zur Entwicklung 
von Ideen zur Kompensation belasten-
der Dienste eingesetzt. Nach Erkennt-
nissen der GdP befindet sich die AG auf 
der Zielgeraden, Zwischenergebnisse 
werden bekannt gegeben.  

Demnach werden derzeit konkrete 
Modelle für einen vorgezogenen Ru-
hestandseintritt wegen belastender 
Dienste durchgerechnet – und das 
ohne Versorgungsabzüge.

Diese Möglichkeiten sollen wohl in 
unterschiedlicher Gewichtung für 

Wechselschicht- und Schwerpunkt-
dienstleistende gelten können. 

Die Einbeziehung anderer belasten-
der Dienste wie beispielsweise SEK, 
MEK, ZSK und BFE wird geprüft. 

Frühester Zeitpunkt für ein vorzei-
tiges Ausscheiden aus dem Polizei-

dienst auf eigenen Antrag soll das 60. 
Lebensjahr sein – also immerhin dann 
maximal zwei Jahre vor der gesetz-
lich geregelten Altersgrenze. 

Weiterhin wird die Arbeitsgruppe 
nach GdP-Erkenntnissen Möglichkei-
ten und Folgen einer Wochenarbeits-
zeitreduzierung im Wechselschicht-
dienst beschreiben. 

Diese könnten höchstwahrschein-
lich erst ab einer bestimmten Stehzeit 
im Wechselschichtdienst greifen. Hier 
werde dann das Personalfehl im Prä-
senzdienst zwingend zu kompensie-
ren sein. 

Die Richtungen, Diskussionen und 
Zwischenergebnisse in der Arbeits-
gruppe weisen zum richtigen Ziel, so 
der Stellvertretende GdP-Landesvor-
sitzende Torsten Jäger.

Jäger erinnerte daran, dass die GdP 
in Schleswig-Holstein mit ihrer Mit-
gliederbefragung und der Belastungs-
konferenz im Herbst 2014 sehr deut-
lich auf die Belastungen gerade im 
Wechselschichtdienst und in anderen 
belastenden Dienstformen hingewie-

Rückblick

In einer Dezemberausgabe des Ostholsteiner Anzeigers (Eutin) vor 50 
Jahren wurde der nachfolgende Artikel veröffentlicht.

Torsten Jäger� Foto: Gründemann

Fortsetzung auf Seite 3
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PD AFB

„Auch die Einsatzfähigkeit der  
PD AFB wird profitieren“

Bund stellt zusätzliche 6,5 Millionen für Bereitschaftspolizeien der Länder bereit

Eutin – Aufatmen bei der Polizeidi-
rektion für Aus- und Fortbildung und 
Bereitschaftspolizei und der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP). Nach monate-
langer Ungewissheit  überbrachte Jür-
gen Herdes die gute Nachricht: „Die 
Bereitschaftspolizeien der Länder er-
halten vom Bund zusätzlich 6,5 Millio-
nen Euro für Investitionen in die zum 
Teil veraltete Ausstattung“, zeigte sich 
Jürgen Herdes, Vorsitzender des GdP-
Bundesfachausschusses Bereitschafts-
polizei und Leiter der Beweissiche-
rungs- und Festnahmeeinheit (BFE) in 
der 1. Einsatzhundertschaft, erleichtert. 
Die Bemühungen und Mahnungen der 
GdP auf Landes- und Bundesebene 
seien damit erfolgreich gewesen.

„Insbesondere für unseren Fahr-
zeugpark ist diese Finanzspritze sehr 
wichtig. Viele Einsatzfahrzeuge sind 
zwischen zehn und 20 Jahre alt. Im 
Jahr 2020 könnten wir ohne zusätzliche 
Neufahrzeuge nur noch ca. die Hälfte 
der 16.400 Kolleginnen und Kollegen 
in den Einsatz bringen, weil nicht aus-
reichend Fahrzeuge zur Verfügung 
stünden“, erklärte Herdes.  Und weiter: 
„Die Anzahl der länderübergreifenden 
Einsätze ist für die 1. Einsatzhundert-
schaft in den letzten Jahren erheblich 
angestiegen. Gleichzeitig sind die er-
forderlichen Haushaltsmittel in den 
vergangenen fünf Jahren um 1,5 Milli-
onen Euro gekürzt worden“, so der Po-
lizeihauptkommissar. 

Demonstrationen und Fußballspiele 
forderten die Einsatzhundertschaft je-
des Wochenende in allen Bundeslän-
dern. Die dramatische Flüchtlingssitua-
tion und die Bedrohung durch den 

Terror verschärf-
ten die ohnehin 
schon angespann-
te Situation dra-
matisch. „Mehr 
Einsätze bedeu-
ten zwangsläufig 
eine  spürbar hö-
here Belastung 
der Polizeikräfte 
und auch ihrer 
Ausrüstung“, un-
terstreicht Her-
des.

Weitere Inves-
titionen würden 
für die  Fahrzeu-
ge, aber auch  für 
eine  verbesserte, 
leichtere Körper-
schutzausstattung dringend benötigt. 
Der Bund müsse weiter in die Bereit-
schaftspolizei investieren. Das Land sei 

dann gefordert,  das aufzufangen und 
zu beschaffen, was vom Bund nicht fi-
nanziert wird oder werden könne. 
Ebenfalls Freude löste die Nachricht 
beim Leiter der PD AFB, Jürgen Funk, 

aus. Auch er hatte bei einer Jahres-
hauptversammlung der GdP auf Hu-
bertushöhe im März dieses Jahres auf 
die Probleme und möglichen Folgen 
hingewiesen, wenn sich der Bund aus 
der Finanzierung der Bereitschaftspoli-
zeien zurückzöge (die DP berichtete). 

„Von den zusätzlichen Investitio-
nen wird auch die Einsatzfähigkeit 
der PD AFB profitieren, weil sie unter 
anderem mehr „veraltete“ und damit 
störungsanfällige Halbgruppenfahr-
zeuge ersetzen kann. Allerdings wer-
de es darauf ankommen, den Haus-
haltsansatz auch in den folgenden 
Jahren nach 2016 zu verstetigen und 
noch etwas auszubauen, weil ansons-
ten eine Beseitigung des bestehen-
den Investitionstaus nicht nachhaltig 
gelingen würde“, so Funk. 

Thomas Gründemann

Jürgen Herdes und Jürgen Funk � Fotos (2): Gründemann

sen habe. So habe die Belastungskon-
ferenz noch einmal bewiesen, dass  
sich in  einer 41-Stunden-Woche kein 
gesunder Schichtrhythmus gestalten 
lasse. Daraus sind die Forderungen 
entstanden, Belastungen nicht nur 
monetär zu kompensieren. Als Folge 
der Ergebnisse der Belastungskonfe-

Fortsetzung von Seite 2 renz war auf Weisung von Innenmi-
nister Stefan Studt vom Landespoli-
zeidirektor Ralf Höhs die „Arbeits- 
gruppe Kompensation“ eingerichtet 
worden.

Die wahrscheinlichen Ergebnisse 
der Arbeitsgruppe bestätigen die Ana-
lysen und Forderungen der GdP nach 
einer vorzeitigen Ruhestandsmöglich-
keit und Reduzierung der Wochenar-

beitszeit im Wechselschichtdienst. 
„Die bisherigen Ergebnisse der Ar-
beitsgruppe sind eine sehr gute Vorla-
ge an die Landesregierung. Diese 
kann nun beweisen, dass sie Polizisten 
nicht fordert und überfordert, sondern 
auch gesundheitsschonend entlastet! 
Zu Beginn dieses Jahres soll die AG 
beendet sein und ein Endergebnis 
vorgelegt werden wird.
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JUNGE GRUPPE – Geschäftsführender Landesjugendvorstand

Frauke Kröger folgt Fabian Förster
Klausurtagung des Geschäftsführenden Landesjugendvorstandes in Berlin

Berlin/Kiel – Drei Tage hielt der Ge-
schäftsführende Landesjugendvorstan-
des im November seine Klausurtagung 
ab. Dafür ging es mit insgesamt neun 
Teilnehmern nach Berlin. Begleitet wur-
de die Delegation von Landesgeschäfts-
führer Karl-Hermann Rehr. Nachdem 
das Gepäck im Hotel deponiert worden 
war, ging es ohne Pause direkt in den 
Bundestag, wo die Delegation vom 
schleswig-holsteinischen Bundestags-
abgeordneten Sönke Rix (SPD, Wahl-
kreis  Eckernförde) empfangen wurde. 
Nachdem dem interessierten Sozialde-
mokraten die aktuelle Arbeitsbelastung 
der Landespolizei geschildert worden 
war, wurde über verschiedene Themen 
diskutiert. Inhalte der Diskussion waren 
unter anderem die Flüchtlingskrise,  die 
Nachwuchsgewinnung sowie die För-
derung und Qualifizierung von Polizei-
beschäftigten, polizeiliche Begleitung  
von Schwertransporten und die miss-
lungene Föderalismusreform. In den fol-
genden Tagen setzte sich der Geschäfts-

führende Landesjugend-
vorstand intensiv mit 
dem Thema Nachwuchs-
gewinnung auseinander 
und erarbeitete ein Posi-
tionspapier. Bei einem 
Besuch der Bundesge-
schäftsstelle tauschten 
sich die Jungfunktionäre 
mit  der Bundesge-
schäftsführerin aus und 
erhielten einen Einblick 
in die bundesweite Kam-
pagne www.wir-brauchen-
verstärkung.info.  Auch 
personelle Veränderun-
gen standen an. Nach 
dem Rücktritt des stell-
vertretenden Landesvor-
sitzenden Fabian Förster 
im Sommer 2015 übernahm Frauke Krö-
ger dessen Amt. Sie bekleidete zuvor 
das Amt der Kassiererin. Diese Funktion 
wurde von Tewes Kröger übernommen. 
Und um drei Beisitzer wurde der Ge-

schäftsführende Landesjugendvorstand 
erweitert: Greta Jung,  Björn Gustke 
und Tim Port wurden einstimmig aufge-
nommen. 

Jan Schmidt

Sie waren für die JUNGE GRUPPE in Berlin (hintere Reihe v. 
lks.): Björn Guske, Tim Porth, Frauke Kröger, Katharina 
Masanek, Greta Jung, Ann-Kristin Wölk. (V. v. l.):  Jan 
Schmidt, Julian Mademann und Tewes Kröger.

Dienstrecht

Flüchtlingssituation bringt neue  
dienstrechtliche Regeln

KIEL. Die Flüchtlingssituation in 
Schleswig-Holstein stellt insbesonde-
re die Verwaltung vor neue Herausfor-
derungen. Darauf musste die Landes-
regierung reagieren. Sie hat in einem 
Schnellverfahren das „Gesetz zur 
Förderung der personalwirtschaftli-
chen Bewältigung besonderer 
Bedarfslagen“ vorgelegt. Die Beteili-
gung lief ebenfalls per Express, um 
dem Gesetz zu schneller Wirksamkeit 
zu verhelfen. 

Allein durch Neueinstellungen, die 
zum Teil mit langjähriger Ausbildung 
verbunden sind, lässt sich der Gesamt-
komplex einer ordnungsgemäßen Ver-
waltung nicht bewältigen. Die Polizei 
ist, weil sie Teilaufgaben des Landes-
amtes für Ausländerangelegenheiten 
übernommen hat, gefordert. Dass dies 
neben ihren originären Aufgaben ge-
schieht, muss an dieser Stelle nicht län-
ger dargestellt werden.

Über den DGB wurde grundsätz-
lich Zustimmung zu dem Gesetzent-
wurf signalisiert, aber die Reglungen 
sollten maximal bis 31. 12. 2018 be-
fristet werden. Der Entwurf beinhal-
tet im Wesentlichen drei Elemente:
• �Freiwilliges Hinausschieben des 

Eintritts in den Ruhestand.
• �Die entsprechenden dienstrechtli-

chen Folgen wie Entlohnung und An-
rechnung auf die bisherigen Bezüge.

• �Fragen der Arbeitszeit, sowohl der 
Regelarbeitszeit als auch für anfal-
lende Mehrarbeitszeiten.
Der DGB macht in seiner Stellung-

nahme darauf aufmerksam, dass es 
wohl im Moment keine Alternativen 
gibt. In ihrer  Stellungnahme geht die 
Spitzenorganisation allerdings auch 
auf die damit im Zusammenhang ste-
henden Probleme ein: 
• �Der beschlossene Stellenabbau ist 

damit nicht vom Tisch.
• �Es fehlt ein Gesamtkonzept.
• �Unattraktive Folgen wie zum Bei-

spiel, dass attraktive Spitzenpositio-

nen länger besetzt bleiben.
In der ersten Lesung machte Ines 

Strehlau von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen darauf aufmerksam, 
dass schnell gehandelt werden muss 
und eine Freiwilligkeit vorliegt. 

Axel Bernstein, CDU: „Wer gerade 
Polizisten zu längerem Arbeiten mo-
tivieren wolle, der müsse ohnehin 
mehr tun: Die immer noch drohen-
den Stellenstreichungen müssen 
vom Tisch. Der unnötige Polizeibe-
auftragte als Ausdruck des Misstrau-
ens muss zurück in die grüne Mot-
tenkiste!“

Zur Erläuterung des Entwurfs
Zuschlag beim Hinausschieben in 

den Ruhestand: Er beträgt bei Be-
schäftigung mit der regelmäßigen Ar-
beitszeit 15 % des Grundgehaltes. 
Mit der Verlängerung der regulären 
Dienstzeit werden weitere ruhege-
haltfähige Zeiten erworben und kön-
nen den Ruhegehaltsatz steigern, so-
fern die Höchstversorgung noch nicht 
erreicht ist. 



1 – 2016 Deutsche Polizei  5

LANDESJOURNALSchleswig-Holstein

Wasserschutzpolizei

Neuer Landesfachausschuss gebildet
KIEL. Mit Datum vom 1. Oktober 

2015 wurde die neue Struktur der 
Wasserschutzpolizei wirksam. Dass 
der Stellenabbau und die daraus 
entstehenden Folgen auf erhebliche 
Kritik der GdP gestoßen sind, wurde 
durch die GdP an unterschiedlichen 
Stellen deutlich gemacht. 

Während einer Vollversammlung al-
ler WSP-Angehörigen am 12. Novem-
ber 2015 in Westerrönfeld legten der 
Stellvertretende Landesvorsitzende An-
dreas Kropius und Landesgeschäftsfüh-
rer Karl-Hermann Rehr noch einmal die 
verschiedenen Aktivitäten und Schritte 
des Widerstandes der GdP und der Be-
schäftigten dar. Kropius erinnerte insbe-
sondere an die immensen Gespräche 
mit den Landtagsabgeordneten und die 
Pressearbeit. 

Rehr legte in seinem Beitrag die Ent-
wicklung der Wasserschutzpolizei seit 
1898 dar, wie sie in ihrer Weiterentwick-
lung von einer städtischen Hafenpolizei 
zu einer Schifffahrtspolizei gekommen 
sei. Zählte man in den 2000er-Jahren 
noch etwa 280 Mitarbeiter, so seien es 
heute noch knapp 200. Die Aufgaben sei-
en geblieben: Gefahrenabwehr, Krimina-
litätsbekämpfung und Schifffahrt bezo-
gene Aufgaben, dazu der maritime Um-

weltschutz. Die 
Wasserschutzpoli-
zei besitze nach 
wie vor eine un-
vergleichliche Po-
sition im Polizeige-
füge. Die Negativ-
seite sei, dass man 
wenig Koalitions-
partner, Anwälte, 
Verbündete oder 
Freunde besitze. 
Dies habe letztlich 
auch zu dem poli-
tisch verantworte-
ten Stellenabbau 
geführt. 

Man müsse sich jetzt mit den Folgen 
dieser Veränderung auseinander set-
zen. Das beträfe unter anderem auch 
die gewerkschaftliche Struktur. Es war 
die Frage zu klären, ob der bisherige 
Landesfachausschuss Wasserschutz-
polizei künftig Sinn mache, umorgani-
siert werden müsse oder ganz anders 
strukturiert werden sollte.

Darüber hat am 29. September 2015 
auch der GdP-Landesvorstand disku-
tiert und den Beschuss gefasst, mit allen 
aktiven GdP-Mitgliedern der Wasser-
schutzpolizei darüber zu sprechen und 
Strukturen zu erarbeiten. Generell gel-
te, dass die gewerkschaftliche Struktur 

der dienstlichen Struktur folgt. Es folgte 
unter den Teilnehmern eine lebhafte 
Diskussion, die insbesondere nach vor-
ne gerichtet war. Es folgte die Neuwahl 
eines Landesfachausschusses. Dieser 
wählte dann aus seiner Mitte vor Ort 
noch seinen Vorsitzenden. 

Dem Fachausschuss gehören an: 
Norbert Becker, Roland Liedtke, Bernd 
Möller, Marco Wemhoff-Marks, Tors-
ten Riegler, Jan Schmellekamp und 
Stefanie Siegner. Vorsitzender wurde 
Bernd Möller, Stellvertretende Vorsit-
zende Marco Wemhoff-Marks und Ro-
land Liedtke, Stefanie Siegner ist 
Schriftführerin.

Der neu gebildete Fachausschuss Wasserschutzpolizei (v. l.): Torsten 
Riegler, Norbert Becker, Jan Schmellekamp, Bernd Möller, Stefanie 
Siegner, Marco Wemhoff-Marks und Roland Liedtke sowie der 
Stellvertretende Landesvorsitzende Andreas Kropius.

Personalratsseminare
Breklum – Im Mai vergangenen Jah-

res wurden in der Landespolizei sowohl 
der Hauptpersonalrat als auch die örtli-
chen Personalräte gewählt. Die Folge: 
Unzählige neue Kolleginnen und Kol-
legen rückten neu in diese Gremien 
ein. Sie gehörten zu der Zielgruppe für 
drei Personalratsseminare, die von der 
GdP für das Innenministerium organi-
siert wurden. Und mit Uli Kropp (Foto) 
konnte auch wieder ein erfahrener Se-
minarleiter gefunden werden. Fast 70 
Kolleginnen und Kollegen aus allen 
Bereichen der Landespolizei besuchten 
die jeweils zweitägigen Seminare in 
der Bildungseinrichtung „Christian 
Jensen Kolleg“ in Breklum, um sich im 
Mitbestimmungsgesetz zurechtzufin-
den und als Personalratsmitglieder für 
die Alltagsarbeit gerüstet zu sein. In le-
bendiger Art und Weise vermittelte Ul-
rich Kropp die vielfältigen rechtlichen 
Regelungen des Mitbestimmungsge-
setztes. Wie bereits bei früheren Semi-

naren gelang es Kropp erneut, anhand 
der einzelnen Bestimmungen und mit 
Schilderungen von Erlebtem aus seiner 
Personalratszeit den Stoff praxisnah 
näherzubringen. Auch hielt er den Se-
minarteilnehmern die Rechte und 
Pflichten aus dem Gesetz, die Belastun-

gen und genauso die Schutzregelun-
gen für aktuelle und ausgeschiedene 
Personalratsmitglieder vor Augen.

Gleichzeitig vermittelte Uli Kropp 
die Möglichkeiten genauso wie die 
Grenzen der Mitbestimmung sowie 
die Licht- und Schattenseiten im Wir-
ken als Personalratsmitglied. Thema-
tisch vermittelte Kropp Grundsätze 
der vertrauensvollen Zusammenarbeit 
– Dienststelle,  Personalrat und Ge-
werkschaften,  Aufgaben und Betäti-
gungsfelder für Vorstände, Organisati-
on der Personalratsarbeit und Sitzun-
gen, Beteiligungsformen und Verfah-
rensvorschriften zum Einigungsverfah-
ren. Aber auch genügend Raum für 
Diskussionen blieb den Seminarteil-
nehmern. In den durchweg lobenden 
Rückmeldungen bestätigten die Teil-
nehmer sämtlicher Seminare, von Uli 
Kropp das notwendige Rüstzeug für 
ihre künftige Personalratsarbeit erhal-
ten zu haben.
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DGB-Kern

Grünen-Lob für die Polizei
Bundestagsabgeordnete Luise Amtsberg warnt vor Desillusionierung junger Polizisten

KIEL. Für die Landes-GdP besuch-
te der Stellvertretende Landesvorsit-
zende Andreas Kropius das  parla-
mentarische Frühstücksgespräch des 
DGB–KERN im Gewerkschaftshaus 
in Kiel. Zu Gast war auch die Bun-
destagsabgeordnete Luise Amtsberg 
(Foto) von Bündnis 90/Die Grünen. 

Die 31-jährige junge Mutter be-
richtete von ihrer parlamentarischen 
Arbeit in Berlin und kam sehr schnell 
auf die aktuellen Herausforderungen 
in Sachen Flüchtlingen. Die Gewerk-
schafter aus allen DGB-Mitgliedsor-
ganisationen stellten ihre Fragen 
und formulierten Erwartungen an 
die Politik in Berlin. Die Gesellschaft 
dürfe sich nicht spalten, warnten die 
Gewerkschafter. Es sei bei allem 
Blick auf die Flüchtlinge wichtig, in 
der Sozial-, Wohnungs- und Arbeits-
marktpolitik die Schwachen unserer 
Gesellschaft nicht zu vergessen. Nur 
wenn alle im Blick blieben, könne 
eine Integration gelingen.

Andreas Kropius wies insbesonde-
re auf die Herausforderungen für die 
Polizei hin. Neben den zusätzlichen 
Aufgaben in und um die Erstaufnah-
meeinrichtungen und Landesunter-
künfte werde auch das Thema Rück-
führung und Abschiebung die 
Kolleginnen und Kollegen in der 
Landespolizei belasten. So erforder-
lich er auch sein mag, erwarte er, 
dass dieser Prozess ebenfalls men-
schenwürdig gestaltet werde. „Es 
darf nicht in der Art und Weise ge-
schehen wie in den 90er-Jahren. Vie-
le Kollegen hat die damalige Ab-
schiebepraxis emotional sehr stark 
belastet“, rief Kropius in Erinnerung. 

Luise Amtsberg lobte die Arbeit 
der Polizei von Bund und Ländern 
ausdrücklich, was von einer Grünen-
Politikerin ja  nicht oft zu hören ist. 
Sie zeigte sich besorgt, dass eine 
Überforderung der Polizei schnell zu 
einer Desillusionierung von jungen 
Polizistinnen und Polizisten führen 

könne. Dies müsse verhindert wer-
den. Und Kropius appellierte: „Um 
all diese Herausforderungen als Staat 
bewältigen zu können, ist es erfor-
derlich, auf allen Ebenen, Bund, 
Land, Kreis und Kommunen von be-
fristeten Arbeitsverhältnissen und 
KW-Vermerken Abschied zu nehmen 
und mit unbefristeten neuen Arbeits-
verhältnissen und   Planstellen den 
öffentlichen Dienst für 
die Mammutaufgabe auszustatten“, 
sagte der Stellvertretende GdP-Lan-
desvorsitzende.

Regionalgruppentermine

Einladung!
Lübeck-Ostholstein
GdP-Senioren treffen sich jeden 

ersten Montag im Monat um 15 Uhr 
im DGB-Haus Lübeck, Holstentor-
platz 1–5, 2. Etage.  

Schleswig-Holstein Mitte 
Skat-, Kniffel- und Doppel-

kopfabend der GdP am Freitag, 23. 
Januar 2016, 18.30 Uhr, Friesenstuben 
Haus Hog’n Dor, Klaus-Groth-Straße 
37, 24534 Neumünster. Das Startgeld 
beträgt 8 Euro. Wie immer winken tol-
le Fleischpreise! In der Pause wird ein 
kleiner Imbiss gereicht.

Gäste sind ausdrücklich herzlich 
willkommen!

Anmeldungen sind möglich bei  
Carsten Gross 04321–945.2005, „Egon“ 
Bahr 04321– 945.2004, Frau Grütz-
mann, Tel.: 04321-22516.

Segeberg Pinneberg
Jahreshauptversammlung am 

Mittwoch, den 10. Februar 2016, ab 
13 Uhr bis 18 Uhr

Feuerwache Quickborn, Marktstra-
ße 9, 25451 Quickborn

Wir werden über eine Satzungsän-
derung sprechen, den Vorstand neu 
Wählen und einen öffentlichen Teil 
haben: „Flüchtlinge und Terrorab-
wehr - Zerreißprobe für die Polizei!?!

Gäste :
 Stefan   S T U D T    , Minister für 
Inneres und Bundesangelegenheiten  
 Axel   B e r n s t e i n   , CDU-Land-
tagsfraktion - Innenpolitischer Sprecher
 Manfred Börner, Landesvorsitzen-
der GdP Schleswig-Holstein
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Anmerkungen von GdP-Geschäftsführer Karl-Hermann Rehr

Und was sonst noch so war ...
5. November
Weihnachtszeit ist Zeit für Geschen-

ke. Immer wieder kommen Bürger auf 
die Wachen, um „ihren“ Polizisten eine 
Freude zu machen und Danke zu sa-
gen. Doch Vorsicht bei der Annahme 
von Geschenken! In Schleswig-Hol-
stein gibt es einen Erlass, der die An-
nahme von Belohnungen, Geschenken 
oder sonstigen Vorteilen (Stand: 28. No-
vember 2012) regelt: „Die Annahme 
von nach allgemeiner Auffassung nicht 
zu beanstandenden geringwertigen 
Aufmerksamkeiten gilt als genehmigt. 
Die Staatssekretärinnen und Staatsse-
kretäre haben in ihrer Sitzung am 30. 
Januar 2006 eine Bagatellgrenze von 10 

€ festgelegt.“
12. November 
Am Nachmittag sitzt der Landeskon-

trollausschuss bei uns in der Geschäfts-
stelle zu seiner regulären Sitzung. Ein 

strittiger Rechtsschutzfall sowie die neu 
zu bildende Schiedskommission der 
GdP stehen im Mittelpunkt der Bera-
tungen. Daneben lässt sich das Kont-
rollgremium über den Bearbeitungs-
stand der beschlossenen 
Delegiertentagsanträge unterrichten, 
prüft, ob die Kassenprüfungen sat-
zungsgemäß stattgefunden haben, und 
nimmt deren Ergebnisse zur Kenntnis. 
Frank Lassen, langjähriger Vorsitzen-
der des Kontrollausschusses,  hatte zu-
vor seinen Rückzug von diesem Posten 
angekündigt, wollte aber Mitglied im 
Kontrollgremium bleiben. Zu seinem 

Nachfolger wurde Thomas Handschuck 
(54) aus der Regionalgruppe AFB ge-
wählt. 

25. November
„So viele Einbrüche wie noch nie“ 

titelt heute der sh:z und listet beispiel-
haft auf, dass allein in der Woche vom 
16. bis 22. November 307 Wohnungen 
in Schleswig-Holstein geknackt wur-

den. In der Vorwoche wurden 287 Ein-
brüche registriert. Üblicherweise liegen 
die Zahlen bei 150 Taten pro Woche, 
was auch schon sehr hoch ist. Im Nach-
barland Hamburg arbeitet wegen der 
dort ebenfalls hohen Einbruchszahlen 
eine Soko „Castle“. Allein in dieser 
Sonderkommission sind 90 Ermittler 
angesiedelt. Offensichtlich arbeiten die 
Nachbarn erfolgreich. GdP-Landeschef 
Manfred Börner gegenüber der Zei-
tung: „Die Profis weichen zu uns aus, 
weil das Entdeckungsrisiko wegen des 
Personalmangels geringer ist.“ 

26. November
Rechtzeitig zum neuen Steuerjahr 

gibt die Junge Gruppe ihre erfolgreiche 
Broschüre  „Der Steuerhelfer“ heraus. 
Kevin Komolka, Bundesjugendvorsit-
zender: „Die Besonderheiten des Poli-
zeiberufes machen sich nicht nur im 
beruflichen Alltag bemerkbar. Viele 
steuerrechtliche Regelungen lassen das 
Ausfüllen der Steuererklärung nicht 
selten zu einer lästigen Angelegenheit 
werden.“ Der Steuerhelfer liefert nicht 
nur viele Antworten auf steuerrechtli-
che Fragen, sondern hilft, die den Poli-
zeibeschäftigten zustehenden steuerli-
chen Vorteile voll auszuschöpfen. An-

gehörigen der Jungen Gruppe Schles-
wig-Holstein steht diese Broschüre 
kostenfrei zur Verfügung. Bestellungen 
bitte an: gdp-schleswig-holstein@gdp.
de

27. November 
„Giga bleibt Gaga“, so der verkehrs-

politische Sprecher von Bündnis 90/Die 
Grünen, Andreas Tietze, zur Überle-

gung von Verkehrsminister Reinhard 
Meyer (SPD) nach den Versuchen, die 
Lang-Lkw auch in Schleswig-Holstein 
zuzulassen. Tietze: „Der Einsatz von 
Giga-Linern ist im Koalitionsvertrag ge-
regelt: Für uns nicht akzeptabel.“

Thomas Handschuck � Foto: Gründemann


